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Das Milliarden-Desaster
Panik in den Finanzämtern: Die rot-grüne Steuerreform sorgt dafür, dass viele Großkonzerne fast

keine Steuern mehr zahlen und teils Milliarden rückerstattet bekommen. Finanzminister 
Hans Eichel und seine Länderkollegen müssen unterm Strich mehr auszahlen, als sie einnehmen.
Steuerreformer Eichel
Das ganze Geld ist futsch 
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Steuern zahlen tut weh. Verdammt
weh. Manchmal, sagt Michael Ro-
gowski, erinnere ihn diese Prozedur

an den Besuch beim Zahnarzt: „Jeder
macht es ungern, jeder fürchtet sich davor,
aber jeder weiß auch: Es muss sein.“

Deutschlands Unternehmen, versichert
der Präsident des Bundesverbandes der
Deutschen Industrie (BDI), ergehe es dabei
nicht anders als jedem normalen Bürger. 

Die rund 200 Teilnehmer, die sich am
Donnerstag vergangener Woche zum steu-
erpolitischen Kongress des BDI in Berlin
eingefunden hatten, quittierten den hüb-
schen Vergleich mit einem Schmunzeln.
Nur Bundesfinanzminister Hans Eichel
lächelte – gequält. 

Er weiß, was auch die Finanzchefs vie-
ler Konzerne wissen: Der Schmerz beim
Steuerzahlen erreicht zur Zeit allenfalls
das Niveau eines Wehwehchens. Die Be-
reitschaft namhafter deutscher Unterneh-
men, Geld an den Fiskus zu überweisen,
tendiert gegen null. Viele Firmen melden
zwar nach wie vor
recht ordentliche RWE
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Körperschaftsteuer-
Rückzahlungen

uersparer RWE, Dresdner Bank, Vodafone: G
Gewinne, doch einer wird davon fast gar
nicht profitieren: der Finanzminister.

Dramatischer als je zuvor in einem Kon-
junkturabschwung reduzieren die großen
Aktiengesellschaften der Deutschland AG
ihre Steuerlast. Etliche Firmen verlangen
sogar hohe Millionen- oder bisweilen Mil-
liardenbeträge zurück, die sie längst an den
Staat überwiesen hatten. 

Verkehrte Steu-
erwelt: Nicht die Dresdner Bank
d e r  s p i e g e l 4 / 2 0 0 2

129 Mio. ¤
Ertragsteuern-
Erstattung

ewieft, geschickt – und vor allem: ganz legal
Finanzämter kassieren, sondern die Kon-
zerne. Auch deswegen wird die Gefahr im-
mer größer, dass Deutschland wegen zu
hoher Staatsschulden aus Brüssel getadelt
wird (siehe Seite 90).

Da erhält die Deutsche Telekom etwa
1,4 Milliarden Euro vom Fiskus erstattet,
die ihr Haupteigentümer, der Bundesfi-
nanzminister, bereits fest als Einnahme ver-
bucht hatte. Auch der Energieriese RWE,
der Chemiekonzern Bayer und der Man-
nesmann-Aufkäufer Vodafone dürfen sich,
so berichtet der „Stern“, auf dreistellige
Millionenbeträge freuen. Kurz vor Jahres-
ende lagen den zuständigen Finanzämtern
die Forderungen der Konzerne vor.

Alles in allem rund 3,6 Milliarden Euro
musste allein Bayerns Finanzminister Kurt
Faltlhauser an die Unternehmen seines
Landes zurücküberweisen, davon etwa 450
Millionen an einen einzigen Konzern. Fir-
mennamen mag niemand in der bayeri-
schen Staatsregierung nennen; das verbie-
tet das Steuergeheimnis.

Brechen die Ein-
nahmen des Fiskus Vodafone
über 250 Mio. ¤
Körperschaftsteuer-
Rückzahlungen
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Tatsächlich
war der

Fiskus von
Januar bis

November 2001
per Saldo
im Minus

1991 92 93 94 95 96 97 98 99 2000

Steuerschätzung im. . .

November 2000

2001

Mai 2001

November 200116,2 15,9
14,2

10,0
9,3

15,1

17,0
18,5

22,4
23,6

12,3

7,6

1,7

–1,9

Totaler
Einbruch

Aufkommen aus der
Körperschaftsteuer
in Milliarden ¤
weg, weil die miese Konjunktur auf die Ge-
winne drückt? Teilweise, meinen die Ex-
perten. Aber längst haben sie eine andere
Ursache geortet: die Steuerreform, deren
viele kleine und großen Folgen offenbar
keiner in Berlin so recht im Auge hatte.

Das Ergebnis versetzt die deutschen Fi-
nanzämter und die dafür politisch Verant-
wortlichen in Panikstimmung:

So ist die Körperschaftsteuer als staatli-
che Einnahmequelle binnen weniger Mo-
nate praktisch versiegt. Noch im Jahr 2000
kassierten Eichel und seine Kollegen in den
Landeshauptstädten aus diesem Topf über
23 Milliarden Euro – mittlerweile sind die
Milliarden alle futsch. In den ersten elf Mo-
naten des vorigen Jahres verbuchten sie
unter dem Strich ein Minus von 1,9 Milli-
arden Euro.

Und auch die Gewerbesteuer (SPIEGEL
35/2001), die zweite wichtige Firmensteuer,
ist dramatisch eingebrochen; in Städten wie
Frankfurt, Münster oder Halle ging das Auf-
kommen um 25, 40, teils sogar um 50 Pro-
zent zurück – ein doppeltes Desaster, das
vor allem die Länder und Kommunen trifft.

„Nun erleben wir genau das, was wir
immer befürchtet haben“, schimpft der
bayerische Finanzminister Faltlhauser. Die
Steuerreform entpuppe sich als eine „ge-
waltige Fehlkonstruktion“. 

Auch sozialdemokratische Kassenwarte
wie Peer Steinbrück, zuständig für den
Haushalt von Nordrhein-Westfalen, sind
entsetzt: „Wir zahlen unter dem Strich
mehr, als wir einnehmen“, klagt der Fi-
nanzminister des größten und wirtschafts-
stärksten Bundeslandes.

So meldete die Düsseldorfer Landesre-
gierung für das Jahr 2001 einen Rückgang
Steuersparer Bayer, Telekom: Der Schmerz err
ihrer Körperschaftsteuereinnahmen um
stattliche fünf Milliarden Euro. Allein an
die vier Großkunden RWE, Bayer, Tele-
kom und Vodafone muss SPD-Mann Stein-
brück 1,6 Milliarden Euro zurückzahlen;
weitere hohe Millionenbeträge fließen an
zahllose andere Unternehmen. Innerhalb
weniger Monate hat sich die Neuverschul-
dung des Landes beinahe verdoppelt.

Einen Rückgang „in ähnlicher Größen-
ordnung wie Nordrhein-Westfalen“ mel-
det auch das hessische Finanzministerium.
Rund 1,4 Milliarden Euro fehlen in Baden-
Württemberg, einen Einbruch der Körper-
schaftsteuer von immerhin fast 400 Millio-
nen Euro verzeichnet Rheinland-Pfalz –
die Steuerreform droht zum Milliarden-
Desaster zu werden.

Dabei hatte die rot-grüne Regierung mit
großem taktischem Geschick am 14. Juli
2000 ihr wichtigstes Reformprojekt im Bun-

desrat durchge-
setzt – gegen denBayer
d e r  s p i e g e l 4 / 2 0 0 2
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über 250 Mio. ¤
Körperschaftsteuer-
Rückzahlungen

eicht allenfalls das Niveau eines Wehwehchen
erbitterten Widerstand der Unionsspitze.
Vor allem CSU-Chef Edmund Stoiber hat-
te, ebenso wie Unionsfraktionschef Fried-
rich Merz, bis zuletzt versucht, den poli-
tischen Triumph des Bundeskanzlers zu
verhindern. Am Ende ließen die eigenen
Truppen sie im Stich.

Mit seiner Steuerreform wollte Gerhard
Schröder etwas verwirklichen, von dem
die Regierung seines Vorgängers Helmut
Kohl jahrelang nur geredet hatte: Bürger
und Unternehmen deutlich zu entlasten.
Endlich sollte die Schere zwischen Brutto
und Netto wieder etwas geschlossen, das
Wachstum angekurbelt und neue Jobs ge-
schaffen werden. 18 Monate später wird
offenbar, dass des Kanzlers Großreform
gravierende Mängel aufweist. 

Ausgerechnet in einem Wahljahr, in dem
er gegen seinen damaligen Gegenspieler
Stoiber antreten muss, zeigt sich, dass

Schröder und sei-
ne Regierung dieTelekom
89

1400 Mio. ¤
Körperschaftsteuer-
Rückzahlungen
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Schuldenrepublik Deutschland
Haushaltsüberschuss/-defizit in Prozent des BIP
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Deutschland

2,9 2,8

1,8 1,6 1,6

0,5 0,4 0,3

–0,2 –0,2
–0,4

–1,2
–1,6

–2,0
–2,7–2,7

Schätzung für 2002 vom November 2001
Quelle: EU-Kommission
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finanziellen Folgen des eigenen Prestige-
objekts völlig falsch eingeschätzt haben.
Kaum denkbar, dass der Herausforderer
aus München diese Vorlage nicht verwan-
deln wird.

Gewieft, geschickt – und vor allem: ganz
legal – nutzen die Firmen das neue, kom-
plexe Paragrafenwerk, um sich dem Zu-
griff der Finanzbehörden zu entziehen. Be-
stehende Gesetzesvorschriften, die den Re-
chenkünstlern der Unternehmen ebenfalls
manche Spielräume verschaffen, erleich-
tern zusätzlich das Geschäft. 

Da meldet die Allianz im Frühjahr 2001
einen Rekordüberschuss von mehr als drei
Milliarden Euro; ein „steuerbedingter Son-
dergewinn“ von rund einer Milliarde Euro
macht’s möglich. Und da gelingt der Dresd-
ner Bank das ungewöhnliche Kunststück,
nach „Abzug“ der Steuern einen höheren
Gewinn auszuweisen als vorher: 129 Mil-
lionen Euro musste der Fiskus beisteuern.

Dass die rot-grüne Steuerreform derart
aus dem Ruder laufen würde, war abseh-
bar. Immer wieder hatten Experten wie
der Wiesbadener Finanzwissenschaftler
Lorenz Jarass davor gewarnt, dass in dem
voluminösen Gesetzeswerk ungeahnte und
ungeplante Vergünstigungen für Unter-
nehmen versteckt seien – ein gewaltiges
Risiko für die öffentlichen Haushalte.

Doch davon wollte die Bundesregierung
lange nichts wissen. Kritische Berichte
(SPIEGEL 7/2000 und 10/2001) ließ der Fi-
nanzminister stets dementieren: alles kein
Problem, alles im Griff. Tatsächlich jedoch
werden der Kanzler und sein Eichel nun
zum Opfer ihres eigenen Konzepts. Einen
„Systemwechsel“ hatten sie angekündigt,
eine Revolution, die ein völlig neues Steu-
errecht für Firmen schaffen sollte. 

Bereits Oskar Lafontaine hatte zu die-
sem Zweck eine Expertenkommission ein-
berufen, besetzt mit Vertretern aus Indu-
strie, Wissenschaft und Verbänden, die
Vorschläge machen sollten. Eichel nahm
die Empfehlungen der Runde dankbar an.
Und sein Staatssekretär Heribert Zitzels-
berger, bis dahin Steuerabteilungsleiter bei
Bayer, setzte sie um. 

Die Regierung, so lautete die Philoso-
phie, die auch der Kanzler in jeder Rede
verkündete, wolle „die Unternehmen ent-
lasten, nicht die Unternehmer“.

Doch der Systemwechsel verlief nach
Regeln, deren Dynamik von der Regierung
unterschätzt wurde. Allzu blauäugig ver-
trauten Eichels Beamte darauf, dass die
Firmen sich so verhalten würden, wie sie es
in ihren Rechenmodellen annahmen. Mitt-
lerweile mussten sie einsehen, was Philo-
sophen seit langem wissen: Theorie und
Praxis stimmen selten überein.

Nur durch das Zusammenspiel von zahl-
reichen Faktoren, so wissen inzwischen die
Steuerexperten aus den Länderfinanzmi-
nisterien in Düsseldorf und Stuttgart, lässt
sich erklären, warum die Steuereinnahmen
im Jahr 2001 so heftig weggebrochen sind:
Warnschuss Richtung Berlin?
Finanzminister Hans Eichel will verhindern, dass Deutschland von

der EU wegen des hohen Staatsdefizits getadelt wird.
Die 60 Ökonomen der zuständi-
gen EU-Generaldirektion für
Wirtschaft und Finanzen haben

sich fest vorgenommen, ein Exempel
zu statuieren. Sie müssen darauf ach-
ten, dass kein Land, vor allem keines
aus der Euro-Zone, so
viel Schulden macht, dass
die Stabilität der Gemein-
schaftswährung gefährdet
ist. Jetzt haben sie das
größte anzunehmende
Opfer ins Visier genom-
men: Deutschland.

Zunehmend beunru-
higt beobachten die Brüs-
seler Experten des EU-
Wirtschaftskommissars 
Pedro Solbes, dass ausge-
rechnet dem bisherigen
Euro-Streber Deutschland
die Kontrolle über die Staatsfinanzen
zu entgleiten droht: Im vergangenen
Jahr ist das deutsche Staatsdefizit auf
2,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
gestiegen, angekündigt waren nur 1,5.
In diesem Jahr sieht es nicht besser aus.
2,7 Prozent sagt die Kommission vor-
aus. Da fehlt nicht viel bis zur Ober-
grenze von 3 Prozent. 

Zeit also für einen Warnschuss in
Richtung Berlin, finden die Eurokra-
ten. Sie wissen, dass sich vor allem die
kleineren Mitgliedsländer wie die Nie-
derlande und Belgien nichts sehnlicher
wünschen, als dass die Deutschen zu-
rechtgewiesen werden. Allzu oft fühl-
ten sie sich von den Großen in der EU
gegängelt und übergangen. 

Belgiens Finanzminister Didier
Reynders war der Erste, der forderte,
die Finanzminister müssten sich endlich
trauen, auch einmal über das „haus-
haltspolitische Abgleiten“ eines großen
Landes wie Deutschland zu reden.
Auch die Iren haben noch diverse

EU-Kommiss
Entwarnung
Rechnungen offen. Sie waren die Ers-
ten, die im Rahmen des Stabilitätspakts
gerügt wurden – unter tatkräftiger 
Beteiligung Hans Eichels.

Wenig Hilfe kann er auch von Klaus
Regling erwarten. Würde der deutsche

Generaldirektor von Sol-
bes zu Gunsten Eichels in-
tervenieren, wäre sein
Ruf lädiert. Auch der
Glaube an den Stabilitäts-
pakt würde erschüttert.
Experten fürchten, dass
der Euro weiter an Wert
verliert, wenn Deutsch-
land ohne offiziellen Rüf-
fel davonkommt.

Der Kurs des Euro wür-
de fallen – argumentieren
dagegen die Deutschen –,
wenn die größte Volks-

wirtschaft des Eurolandes öffentlich
bloßgestellt würde. Schließlich sei es vor
allem die müde Weltkonjunktur, die 
für das deutsche Staatsdefizit ver-
antwortlich sei – und nicht die eigene
Politik. 

Der Unterschied ist entscheidend,
denn laut EU-Vertrag darf nur abge-
mahnt werden, wenn die Politik ver-
sagt hat. Pech auch für Brüssel, dass
die EU-Kommission Eichels Haushalts-
konsolidierung bisher stets gelobt und
Berlin erlaubt hat, mit neuen Schulden
die Kosten zu finanzieren, die der Kon-
junktureinbruch verursacht hat. Wie,
bitte schön, wolle sie dann jetzt die
höheren Defizite tadeln?

Und so gab Kommissar Solbes in der
vergangenen Woche vorerst Entwar-
nung. Am Telefon teilte er Eichel mit,
dass Deutschland in diesem Jahr wohl
keinen formalen Tadel aus Brüssel zu
erwarten habe, aber nur wenn das De-
fizit unter der Obergrenze von drei Pro-
zent bleibe. 

 Solbes
m Telefon
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Gewerkschaftschef Schulte: „Ende, Schluss, vo
• Anders als früher können die Konzerne
nun auch Mindereinnahmen aus eher
peripheren Tochterfirmen mit dem Ge-
winn der Muttergesellschaft verrechnen.
Selbst eher unbedeutende Beteiligungen
mindern dadurch die Steuerlast des 
Firmenverbundes.

• Anders als ursprünglich von der SPD
geplant, können die Konzerne zudem
Milliardenverluste, die sie in der Ver-
gangenheit gemacht haben, nicht nur
wenige Jahre, sondern unbegrenzt vor
sich herschieben – und dadurch Steuern
sparen. Schon Oskar Lafontaine ließ sich
auf diese Regel ein, und sein Nachfolger
Eichel behielt sie unbeirrt bei.

• Zudem durften die Konzerne im vorigen
Jahr letztmals den Wertverfall beim Wie-
derverkauf von Firmenbeteiligungen ab-
schreiben. Etliche Firmen machten des-
halb 2001 noch schnell ihre Verluste beim
Finanzamt geltend; schließlich hatten
viele Tochterfirmen durch den Börsen-
crash rapide an Wert verloren.
So forderte allein die Deutsche Telekom

rund 1,4 Milliarden Euro vom Finanzamt
zurück, weil sie sich bei der Beteiligung
am amerikanischen Telefonkonzern Sprint
verspekuliert hatte. Vor zwei Jahren stan-
den die Anteile an dem US-Unternehmen
noch mit 9,8 Milliarden Euro in der Bilanz.
Als Telekom-Chef Ron Sommer sich im
letzten Jahr wieder von den Anteilen
trennte, erhielt er gerade 3,4 Milliarden
Euro.

Vor allem aber unterschätzten die Ber-
liner Ministerialen, mit welcher Macht vie-
le Aktiengesellschaften einen Schatz he-
ben würden, der sich ganz tief in den Pa-
ragrafen der Steuergesetzgebung versteckt
hatte. Danach können sich die Firmen etwa
37 Milliarden Euro vom Fiskus zurückho-
len, wenn sie alte, längst verbuchte Ge-
winne wieder heben und jetzt an ihre Ak-
tionäre ausschütten. 

Der Mechanismus, der das ermöglicht,
ist simpel: Für jeden sechsten Euro, den
die Konzerne als Dividende an ihre An-
teilseigner überweisen, schießt der Fiskus
einen Euro zu. Diese scheinbar wundersa-
me Geldvermehrung ist eine logische Fol-
ge der komplizierten Steuergesetze.

Letztlich geht es darum, dass die Akti-
engesellschaften ihre Gewinne bis zur rot-
grünen Reform zwei unterschiedlichen
Steuersätzen unterwerfen mussten. Blieb
der Überschuss als Rücklage im Konzern,
waren in der Vergangenheit 45 Prozent fäl-
lig. Schütteten die Firmen das Geld hinge-
gen an ihre Aktionäre aus, mussten sie nur
30 Prozent zahlen. Entschied sich ein Un-
ternehmen nun, die Gewinne erst zu bun-
kern, um sie Jahre später dann doch noch
auszuschütten, gab es die zu viel bezahlten
Abgaben vom Fiskus zurück. 

Damit soll künftig Schluss sein. 
Seit Januar letzten Jahres gilt ein Ein-

heitstarif von 25 Prozent, egal ob nun aus-
geschüttet wird oder nicht. Neue Steuer-
polster können deshalb nicht mehr ange-
legt werden, alte Rücklagen müssen spätes-
tens in 15 Jahren aufgelöst werden. 

Doch anders, als es Eichels Beamte er-
wartet haben, lassen sich die Konzerne bei
weitem nicht so viel Zeit: Die Reserven
von einst, die ihnen zustehen, werden nun
mit Macht „ausgekehrt“, wie die Exper-
ten dieses Procedere nennen. 

Und so spendieren die Firmen ihren Ak-
tionären nun Extra-Dividenden zuhauf.
Natürlich inklusive Steuerbonus von Ei-
chel. „Die Bundesregierung“, urteilt Win-
fried Fuest, Steuerexperte des Instituts der
deutschen Wirtschaft, „hat dieses Phäno-
men völlig unterschätzt.“

Allen voran Pharma- und Chemiekon-
zerne wie Schering, BASF oder Altana sit-
zen auf dicken Schätzen, ebenso Versiche-
rungskonzerne. 

Viel Geld vom Fiskus zurückholen dürf-
ten sich aber auch die meisten Strom-
versorger. Allein RWE hatte über zwei 
Milliarden Mark an „Erstattungsguthaben“
gebunkert – ein Grund, warum der Ener-
giekonzern nun Geld von NRW-Finanz-
minister Steinbrück zurückbekommt. 
d e r  s p i e g e l 4 / 2 0 0 2
Aber auch etliche kleinere Firmen nut-
zen die rot-grüne „Payback-Card“. Der Be-
kleidungshersteller Hugo Boss greift eben-
so darauf zurück wie der Lebensmittel-
konzern Südzucker oder der Topfspezialist
WMF. Kein Wunder, dass die „Börsen-Zei-
tung“ längst eine „Labsal für Aktionäre“
ausgemacht hat, während Haushaltspoliti-
ker in tiefe Depression verfallen.

Nur Eichel macht unverbrüchlich auf
Optimismus. Schließlich gehe es darum,
die Deutschland AG wachzurütteln, lautet

sein Ziel. Und seine Mitar-
beiter versichern, die Kassen-
lage werde sich schon wieder
verbessern. Irgendwann. Ir-
gendwie. 

Probleme im Wahlkampf?
Keineswegs, sagen die Regie-
rungstrategen. 

Eine Fehlkalkulation. Denn
pünktlich zum Beginn des
Wahljahres greift ein weiteres
Geschenk von Rot-Grün: Seit
dem 1. Januar 2002 dürfen
Kapitalgesellschaften ihren
Beteiligungsbesitz steuerfrei
verkaufen. 

Die ersten Vorboten des
Verkaufsfiebers ließen sich 
in den vergangenen Tagen
schon ausmachen. Da ver-
kaufte Vodafone seine Atecs-
Anteile endgültig an Siemens,
Siemens wiederum trennte
sich von Infineon-Aktien. 

Und die Münchener Rück
übertrug ihre Anteile an der
Dresdner Bank an die Alli-
anz. Diese wiederum trennte
sich dafür, quasi im Tausch,
von ihrem Besitz an der Hy-
poVereinsbank.

Für Edmund Stoiber, den
Unionskandidaten, ist des-
halb seit langem klar, dass die
Steuerreform „die Großkon-
zerne bevorzugt und den Mit-
telstand vergessen hat“. In
den nächsten Monaten wird
er die Gerechtigkeitsfrage
zum Thema machen. 

Auch in der SPD und bei
den Gewerkschaften macht

sich Unmut breit. Die Bosse seien „Gano-
ven“, die bloß in die eigene Tasche und die
ihrer Aktionäre wirtschaften, aber keine
Jobs schaffen, schimpfte DGB-Chef Dieter
Schulte. Dem Finanzminister empfehle er:
„Ende, Schluss, aus und vorbei, jetzt gibt
es keinen Pfennig mehr vom Staat.“

Industriepräsident Rogowski brachte der
Vorwurf noch Tage später in Rage: „Das
finde ich einfach nur mies“, schimpfte 
er auf dem BDI-Steuerkongress – zurück-
haltend noch, weil ihm in Wahrheit 
ganz andere Begriffe durch den Kopf 
gingen: „Aber dann bekomme ich einen
roten Kopf.“ Ulrich Schäfer

rbei“ 
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